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ALPENKONVENTION

Was macht der staat?

Zunächst stehen die staatli-
chen Behörden, wie Wasser-
wirtschaftsämter, das Bayer. 
Landesamt für Umwelt (Lawi-
nenwarnzentrale, Geologischer 
Dienst) und die Forstverwaltung 
grundsätzlich zur Beratung der 
Gemeinden zur Verfügung.

Weiterhin sorgen die staatlichen 
Stellen für die erarbeitung und 
Bereitstellung der Grundlagen 
für die Beurteilung von Naturge-
fahren. Diese werden aufbereitet 
und der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht, in der Regel über das 
Internet. 

Auch der Betrieb von Warn-
diensten wie z.B. Hochwasser-
nachrichtendienst (www.hnd.
bayern.de) und Lawinenwarn-
dienst (www.lawinenwarndienst- 
bayern.de) gehört zu den Auf-
gaben des Staates. Die Wet-
terwarnungen des Deutschen 
Wetterdienstes stellen eine Er-
gänzung der Warndienste dar. 

Wichtige staatliche Aufgabe ist 

die Errichtung von Hochwasser-
schutzbauten an Wildbächen 
oder den größeren Gewässern 
erster und zweiter Ordnung, so-
wie die Unterhaltung und ggf. 
Sanierung von ausgebauten Ge-
wässerstrecken. Insbesondere 
bei technischen Schutzbauten 
ist zu beachten, dass sie nur be-
grenzten Schutz bieten können 
und stets ein Restrisiko verbleibt.

Der Staat nimmt auch Aufga-
ben im Bereich Sanierung von 
Schutzwäldern wahr.

Weiterhin stellt er Mittel bereit, 
etwa für die Finanzierung von 
Maßnahmen an Gewässern drit-
ter Ordnung, der Ausstattung 
der Einsatzkräfte oder zur Be-
wältigung der Schäden oder zur 
Pflege von Schutzwäldern.

Allerdings reichen diese Maß-
nahmen alleine nicht aus – je-
der ist aufgerufen einen Beitrag 
zum Schutz vor Naturgefahren 
zu leisten.

Gemeinden Und BürGer

Zur Bewältigung der großen He-
rausforderungen ist es erfor-
derlich, dass die betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger und die 
Gemeinden aktiv mitwirken. Die 
Gemeinden haben als Sicher-
heitsbehörden die grundsätzliche 
Aufgabe, Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung 
abzuwehren und Störungen zu 
unterbinden bzw. zu beseitigen.

Sie sind überdies zuständig für 
die Unterhaltung an kleinen Ge-
wässern (dritter Ordnung) und 
dort für den vorbeugenden  
Schutz vor Hochwasser.

Als Straßenbaulastträger und 
Grundeigentümer haben sie Geo-
risiken zu berücksichtigen.

Darüber hinaus tragen die Ge-
meinden eine besondere Ver-
antwortung, bei der örtlichen 
Bauleitplanung Hinweise auf Na-
turgefahren sorgfältig zu prüfen 
und die Belange in die Abwä-
gung einzustellen.

Im Katastrophenfall, z.B. bei 
Überschwemmungen durch 
Hochwasser- und Starkregen-
ereignisse, Eis- oder Murgang 
leisten die Gemeinden Katastro-
phenhilfe. Subsidiär sind sie bei 
konkreten Gefahren für Leib und 
Leben als örtliche Sicherheitsbe-
hörde zuständig.

> Langfristige Vorbeugung

Die effektivste und billigste 
Schutzmaßnahme ist die 
frühzeitige Berücksichtigung 
von Naturgefahren und 
Schaffung von Freiräumen für 
außerordentliche Ereignisse, 
im Rahmen von raum- und 
bauleitplanerischen 
maßnahmen. 

Eine mögliche Gefahrenab-
wehr muss durch Warn- und 
einsatzpläne vorbereitet wer-
den.

Einsatzorganisationen müs-
sen für einsätze bei Naturge-
fahren ausgebildet werden.

>  Verminderung der restrisiken

Eine Überlastung oder das Ver-
sagen vorhandener Schutz-
vorkehrungen kann nicht 
ausgeschlossen werden. Wer-
den solche Situationen durch-
dacht und vorbereitet, kann 
häufig mit geringem Aufwand 
der Schaden deutlich reduziert 
werden. 

Gemeinde:

Notwendige einsatzressour-
cen (Fahrzeuge, Pumpen, 
Notstrom …) sollen bei Be-
darf funktionstüchtig sein und 
bereit stehen.

Die Kompetenzen festlegen 
und krisenfeste Kommunika-
tionssysteme einrichten

Gemeinden Und BürGer

Alle: 

Neue Bauten und Anlagen 
müssen gefahrengerecht ent-
worfen werden; bestehende 
Bauten und Anlagen sind ggf. 
nachzubessern.

Der Abschluss einer Versi-
cherung gegen Schäden aus 
Naturgefahren ist dringend 
zu empfehlen.

richtiges Verhalten im ernst-
fall kann Schäden verringern 
oder vermeiden – darauf 
sollte man sich vorbereiten.

>  Vorbereitung des einsatzes

Die Bewältigung außergewöhn-
licher Ereignisse beginnt schon 
mit vorsorgenden maßnahmen, 
die das Ausmaß der Ereignisse 
und die Höhe der Schäden min-
dern. Sie tragen entscheidend 
dazu bei, dass die nachfolgen-
den Einsätze (Schadensabwehr, 
Rettung, Bergung) erfolgreich 
durchgeführt werden können: 

niederschlags- und abfluss-
vorhersagen sind konsequent 
zu verfolgen, Unwetterwar-
nungen ernst zu nehmen.

Vor Ort ist verlässlich zu be-
obachten und anhand guter 
Ortskenntnisse zu bewerten.

Die Bevölkerung muss alar-
miert und informiert werden.

anordnungen sind zu treffen 

(Sperrungen, Evakuierungen, 
Betretungsverbote)

>  aus erfahrungen lernen 

In der Phase der Regeneration 
sollen keine voreiligen Entschei-
dungen getroffen werden. Maß-
nahmen zum langfristigen Schutz 
vor Naturgefahren erfolgen erst 
in der erneuten Phase der Vor-
beugung auf der Grundlage einer 
vertieften Gefahren- und Risiko-
beurteilung. Unmittelbar nach ei-
nem Schadensereignis sind aber 
folgende Schritte sinnvoll: 

Erfahrungen zu Über-
schwemmungsflächen, Sturz-
räumen und Lawinengebieten 
in der Landes-, regional- und 
Bauleitplanung berücksichti-
gen und ggf. Bebauung dau-
erhaft ausschließen.

Die Bevölkerung über vor-
handene Gefahren und Risi-
ken informieren, als erster 
Schritt zur eigenverantwort-
lichen Vorbeugung und 
Vorsorge.

OrGanisatiOn

Bayerische Plattform naturge-
fahren (BayPlanat) 

Die Umsetzung eines integra-
len Risikomanagements erfordert 
die Zusammenarbeit vieler Ak-
teure aus unterschiedlichen Dis-
ziplinen und Fachrichtungen. Der 
bayerische Ministerrat hat daher 
in seiner Sitzung vom 17.01.2006 
die Einrichtung der „Bayerischen 
Plattform Naturgefahren – Bay-
PlaNat“ beschlossen. Zu ihren 
wesentlichen Aufgaben gehört 
die Optimierung des integralen 
Risikomanagements, die Koordi-
nation der Aktivitäten, die sek- 
torübergreifende Schließung 
von Wissens- und Kommunikati-
onslücken sowie die Verbindung 
zur PLANALP (Plattform Natur-
gefahren der Alpenkonvention) 
herzustellen (www.planat.ch). 
Derzeitige Mitglieder sind neben 
den zuständigen Behörden (vier 
Ministerien) auch Vertreter wich-
tiger gesellschaftlicher Gruppen 
wie der bayerische Gemeinde- 
und Städtetag.

Weitere informationen

Als Ansprechpartner stehen für 
wasserwirtschaftliche Fragen 
das örtlich zuständige Wasser-
wirtschaftsamt und für geologi-
sche und sonstige Fragen das 
Bayerische Landesamt für Um-
welt zur Verfügung: 
www.lfu.bayern.de

Das Internet-Portal Naturgefah-
ren Bayern finden Sie unter: 
www.naturgefahren.bayern.de

Darin sind auch alle relevanten 
Warn- und Informationsdienste 
auf der Startseite, sowie ein Link 
zur Elementarversicherungskam-
pagne enthalten. 

Landesentwicklungsprogramm 
Bayern:  
www.landesentwicklung. 
bayern.de

Wassergefahren:  
www.landesentwicklung.bayern.
de/uploads/media/s031.pdf

Alpenplan:  
www.landesentwicklung.bayern.
de/uploads/media/s055.pdf

Eigenvorsorge

Der Hochwasser-
nachrichtendienst  
im Internet

http://www.lfu.bayern.de
http://www.naturgefahren.bayern.de
http://www.landesentwicklung.bayern.de
http://www.landesentwicklung.bayern.de/uploads/media/s031.pdf
http://www.landesentwicklung.bayern.de/uploads/media/s055.pdf
http://www.lawinenwarndienst-bayern.de
http://www.hnd.bayern.de
http://www.planat.ch


inteGraLes risiKOmanaGement

In der Strategie zum Umgang mit 
Naturgefahren hat in den letz-
ten Jahren eine grundsätzliche 
Trendwende stattgefunden: Aus 
den Erfahrungen der Vergan-
genheit haben wir gelernt, dass 
technische Schutzbauten alleine 
an ihre Grenzen stoßen. Effizient 
und nachhaltig sind Schutzstra-
tegien nur, wenn auch andere 
Bereiche ihren Beitrag leisten. 
Diese Entwicklung führte zur 
Abkehr von der reinen „Gefah-
renvermeidung“ hin zum ganz-
heitlichen „Umgang mit dem 
Risiko“, auch im Hinblick auf ein 
unvermeidliches Restrisiko. Zu-
dem ist im Umgang mit Naturge-
fahren heute der Klimawandel zu 
berücksichtigen.

Ein modernes, integrales Risiko-
management, das auch durch die 
EG-Hochwasserrisikomanage-
ment-Richtlinie (vgl. www.lfu.
bayern.de/wasser/index.htm -> 
Hochwasser; www.hopla-main.
de) gefordert wird, heißt: Vor-
beugung, Bewältigung und Re-
generation. Sie ergänzen sich 
gegenseitig und müssen noch 
enger als bisher aufeinander ab-
gestimmt werden. Hierzu müs-
sen viele verschiedene Akteure 
zusammenarbeiten. Mit die-
ser Information wollen wir ins-
besondere den Gemeinden und 
Bürgerinnen und Bürgern eine 
Hilfestellung geben, wie sie mit 
den Gefahren aus Naturereignis-
sen besser umgehen und so Risi-
ken reduzieren können.

>  Phasen des integralen 
risikomanagements

>  Bereitstellung von Grundlagen 

Im Zentrum des integralen Risi-
komanagements in allen Phasen 
steht zunächst die Bereitstel-
lung von Grundlagen, um die vor-
handenen Gefahren umfassend 
beurteilen und entsprechend be-
rücksichtigen zu können.

Gebräuchliche arbeitsinstru-
mente dazu sind Gefahrenhin-
weiskarten und Gefahrenkarten: 
Für weite Teile des bayerischen 
Alpenraumes sind solche Gefah-
renhinweiskarten für Geo-Ge-
fahren bereits erstellt worden 
(www.bis.bayern.de). Die Ge-
fahrenhinweiskarten geben eine 
grobe Übersicht über mögliche 
Konfliktstellen.

Gefahrenkarten mit einer detail-
lierten, parzellenscharfen Dar-
stellung von Naturgefahren gibt 
es in Bayern bisher nur für über-
schwemmungsgebiete an den 
größeren Flüssen (www.iug. 
bayern.de). In den nächsten 
Jahren werden die vorhande-
nen Berechnungen schrittweise 
ergänzt.

Auch die Dokumentationen frü-
herer Ereignisse geben wertvolle 
Hinweise darauf, was passieren 
kann. Im bayerischen Alpenraum 
werden solche Ereignisse syste-
matisch in der Ereignisdokumen-
tation für Wildbachereignisse 
bzw. dem Lawinenkataster er-
fasst (www.ian.bayern.de).

bewältigung

> Bewältigung (intervention)

In der Phase der Bewältigung 
stehen zunächst interventions-
maßnahmen zur Reduzierung 
von Schäden (Personen- und 
Sachschäden) während eines 
Naturereignisses im Mittelpunkt. 
Wesentlich ist hierbei der Not-
fall- und Katastropheneinsatz 
einschließlich einer eventuel-
len Evakuierung. Die Ereignis-
bewältigung erfolgt durch die 
Hilfs- und Rettungskräfte (z.B. 
Feuerwehr, Sanitätsdienste, 
Technisches Hilfswerk). Diese 
werden von den zuständigen 
Fachbehörden unterstützt. 
Wichtig ist auch die Vorbereitung 
auf die Phase der Bewältigung 
im Sinne einer Vorsorge, um für 
eventuelle Rettungseinsätze ge-
wappnet zu sein.

instandsetzUnG, VOrBeUGUnG

>  instandsetzung (regeneration)

Die instandsetzung beginnt un-
mittelbar nach dem Natur-
ereignis und schließt an die 
Bewältigung an. In dieser 
Phase soll ein angemessener 
Schutz vor weiteren Bedrohun-
gen erreicht und der Betrieb le-
benswichtiger Infrastrukturen 
sichergestellt werden. Eine zen-
trale Stellung nehmen hier So-
fortmassnahmen ein, zu denen 
auch Notfallkonzepte und vorge-
zogene präventive Maßnahmen 
gehören, um bestehende Schutz-
defizite zu beheben.

>  Vorbeugung (Prävention)

An die Regeneration schließt 
sich die Phase der Vorbeu-
gung (Prävention) an, um Natur-
gefahren mittel- bis langfristig 
abzuwehren oder die damit 
verbundenen Risiken zu min-
dern. Dazu sind viele Akteure 
und Fachdisziplinen einzubin-
den, um aus der Vielzahl mög-
licher Präventionsmaßnahmen 
eine effiziente Schutzstrate-
gie zu entwickeln. Hierbei las-
sen sich folgende Hauptfelder 
unterscheiden:

Unterhaltung, Überprüfung 
und Anpassung bestehender 
Schutzmaßnahmen 

Umsetzung neuer Maßnah-
men (technisch, biologisch)

Freihaltung gefährdeter Be-
reiche als bester Weg zur ef-
fektiven Risikoreduktion

Weitergehende Vorsorge, z.B. 
Notfallplanung, Aus- und 
Weiterbildung, Versicherung

Es verbleibt immer ein Restrisiko, 
z.B. durch Überlastung oder Ver-
sagen von Schutzeinrichtungen. 
Flankierende Maßnahmen zum 
Schutzkonzept können dies ggf. 
reduzieren.

risiKOdiaLOG

>  Beteiligte im integralen 
risikomanagement

Die Aufgaben im integralen Ri-
sikomanagement werden von 
zahlreichen Beteiligten, Verant-
wortlichen und Experten aus 
unterschiedlichen Fachrich-
tungen sowie von Behörden 
aus unterschiedlichen Res-
sorts und Verwaltungsebenen 
wahrgenommen. 

>  risikodialog, risiko-
kommunikation

Im integralen Risikomanagement 
kommt somit auch den Bürgern 
und Gemeinden eine ganz wich-
tige Rolle zu. Zunächst müssen 
diese über die möglichen Gefah-
ren informiert sein und diese Be-
drohung wahrnehmen, bewerten 
und auch akzeptieren: ein risi-
kobewusstsein ist nötig. 

Nur so kann durch Eigeninitia-
tive und Vorsorge der mögliche 

Schaden erheblich gemindert 
werden. Dies zeigte sich deutlich 
an den zwei großen Hochwas-
sern im Rhein in den Jahren 1993 
und 1995 oder in Bayern 1999 und 
2005: Beim zweiten Ereignis lag 
der Schaden jeweils etwa um die 
Hälfte niedriger als beim ersten 
Mal. Es war noch frisch im Ge-
dächtnis, was passieren würde 
und wie man sich besser schüt-
zen kann.

Ein offener und intensiver risiko-
dialog ist daher ein ganz wesent-
liches Element des integralen 
Risikomanagements und zwar 
in allen Phasen. Er verfolgt fol-
gende hauptziele:

Schaffung eines risikobe-
wusstseins bei Gemeinden 
und Betroffenen als Basis für 
eigenvorsorge

austausch von Wissen und 
erfahrungen unter allen 
Beteiligten

integrale schutzkonzepte mit 
Elementen aus allen Phasen 
und Disziplinen

imPressUm

ALPENKONVENTION

In den Alpen leben rund 14 Millio-
nen Menschen. Für sie – und für 
jährlich mehrere Millionen Gäste – 
gilt es, die Natur und die Kultur der 
Alpen zu schützen und diesen 
wichtigen Lebens- und Wirt-
schaftsraum mit seinen Schätzen 
und Besonderheiten zu erhalten. 
Zu diesem Zweck wurde 1991 die 
Alpenkonvention gegründet. 

Die Alpenkonvention ist ein völ- 
kerrechtlich verbindliches Über- 
einkommen zwischen den acht 
Alpenstaaten Deutschland, Frank-
reich, Italien, Liechtenstein, Mo-
naco, Österreich, Schweiz, 
Slowenien und der Europäischen 
Gemeinschaft (EU). Darin haben 
sich die Mitgliedsstaaten und die 
EU verpflichtet, internationale  
Verträge zur nachhaltigen Entwick-
lung des Alpenraumes, zum Schutz 
des Ökosystems sowie der wirt-
schaftlichen und kulturellen Inter-
essen der einheimischen 
Bevölkerung auszuarbeiten und zu 
unterzeichnen.

Im Rahmen verschiedener zwi- 
schenstaatlicher Verträge (Proto-
kolle) wurden und werden unter 
anderem die Richtlinien für Raum-
planung, Berglandwirtschaft, Na-
turschutz, Bergwald, Bodenschutz, 
Tourismus und Verkehr festgesetzt. 

PLANALP (Plattform Naturgefahren 
der Alpenkonvention)

Die PLANALP wurde im November 
2004 von der VIII. Alpenkonferenz 
eingesetzt, um alpenweit gemein-
same Strategien für die Prävention 
bei Naturgefahren zu entwickeln 
sowie über angemessene Anpas-
sungsstrategien zu beraten. Das 
Schadenausmaß durch Naturkata-
strophen nimmt ständig zu. Die 
Gründe dafür sind vielfältig: Wert-
steigerungen und -konzentratio-
nen, verletzlichere Infrastrukturen, 
steigende Ansprüche an Mobilität 
und Kommunikation, größere Unsi-
cherheiten infolge des Klimawan-
dels etc. Deshalb sind alpenweit 
abgestimmte Maßnahmen sinnvoll 
und in manchen Bereichen drin-
gend notwendig.

Dieses Faltblatt soll dazu bei- 
tragen, dass die entsprechenden 
Erkenntnisse auch auf Ebene der 
Gemeinden und der Bürger aner-
kannt und umgesetzt werden.
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Auszug aus dem IAN

BAYERN I DIREKT ist Ihr direkter Draht 
zur Bayerischen Staatsregierung. Unter 
Telefon 089 122220 oder per E-Mail unter  
direkt@bayern.de erhalten Sie Informati-
onsmaterial und Broschüren, Auskunft zu 
aktuellen Themen und Internetquellen 
sowie Hinweise zu Behörden, zuständi-
gen Stellen und Ansprechpartnern bei 
der Bayerischen Staatsregierung.

Bayerische
Staatsregierung
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Schadensanfälligkeit

Reduktion 
Risiko

Risiko Schadensanfälligkeit

Restrisiko 
verbleibt

Herausgeber: Bayerische Plattform für naturgefahren 
c/o Bayerisches Staatsministerium für  
Umwelt und Gesundheit (StMUG)  
Rosenkavalierplatz 2 
81925 München 
E-Mail:  poststelle@stmug.bayern.de 
Internet:  www.stmug.bayern.de

Bearbeitung: Bayerisches Landesamt für Umwelt (LfU)

Bildnachweis: LfU; WWA Aschaffenburg (Eigenvorsorge);  
WWA Weilheim (Wildbachverbauung); WWA Kempten 
(Überschwemmung Straße); A. Rieg (Bergpanorama); 
BAFU Schweiz, IKSR (Grafiken)

Druck: Joh. Walch GmbH & Co. KG, 86179 Augsburg

Gedruckt auf 100 % Altpapier

Stand: Januar 2012, 1. Auflage: 100.000 Exemplare

Bei publizistischer Verwertung – auch von Teilen – wird 
die Angabe der Quelle und Übersendung eines Belegex-
emplars erbeten. Das Werk ist urheberrechtlich ge-
schützt. Alle Rechte sind vorbehalten. Das Faltblatt wird 
kostenlos abgegeben, jede entgeltliche Weitergabe ist 
untersagt. Diese Publikation wurde mit großer Sorgfalt 
zusammengestellt. Eine Gewähr für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit kann dennoch nicht übernommen werden. 
Für die Inhalte fremder Internetangebote sind wir nicht 
verantwortlich.

http://www.hopla-main.de
http://www.ian.bayern.de

